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schritt ist im Sozialismus kein Fortschritt. Höhere Effektivi
tät, steigende Arbeitsproduktivität, bessere Qualität gehen 
bei uhs von den Bedürfnissen der Menschen aus und ent- 
sprechen unmittelbar ihren Interessen. Unsere Beratung hat 
deshalb mit allem Nachdruck darauf orientiert, den Plan 
1986 mit besten Ergebnissen abzuschließen und-damit zugleich 
ein gutes Fundament für den Plan 1987 zu setzen. Es herrscht 
wohl Übereinstimmung, wenn wir. sagen: Daran, wie der 
Volkswirtschaftsplan erfüllt und an wichtigen Abschnitten 
überboten wird, erkennen wir die Qualität staatlicher Lei
tung. Jeder weiß: Was unseren Arbeiter-und-Bauern-Staat 
stärkt, nützt auch der Gemeinde und der Stadt, dient dem 
Wohl jedes Bürgers.

Als erste grundlegende Erfahrung erweist sich, daß un
sere örtlichen Staatsorgane ihrer Verantwortung auf dem 
Hauptfeld der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
dem Maße nachkommen, wie sie alle territorialen Ressour
cen für die vom XI. Parteitag beschlossene Wirtschaftsstra
tegie unserer Partei erschließen.

Von zukunftsbestimmender Bedeutung für die Sicherung 
eines stabilen ökonomischen Wachstums und für die Steige
rung der Arbeitsproduktivität, der Qualität und Effektivität 
des Wirtschaf tens ist -die verstärkte Entwicklung und An
wendung von Schlüsseltechnologien in a l l e n  Zweigen, Be
reichen und Territorien. Das gilt gleichermaßen für die zen
tral- wie für die örtlich geleitete Wirtschaft. Die komplexe 
Anwendung der Schlüsseltechnologien und die dadurch zu 
erschließenden großen Reserven zur Einsparung von Arbeits
zeit, Rohstoffen, Material und Energie ist von großem Ge
wicht für die Weiterführung der Einheit von Wirtschafts
und Sozialpolitik.

Aus der strategischen Gesamtlinie leitete der XI. Partei
tag für die örtlichen Staatsorgane die Verpflichtung ab, ihren 
■Beitrag zur Lösung der Aufgaben in der neuen Etappe der 
ökonomischen Strategie weiter zu erhöhen. Das ist, wie je
der versteht, für uns keine Ermessensfrage; sondern ein ob
jektives Erfordernis unseres erreichten Entwicklungsstandes 
und der höheren Anforderungen.

Im Mittelpunkt stehen dabei die von den örtlichen Räten 
direkt geleiteten Bereiche — vor allem der Landwirtschaft, 
der bezirksgeleiteten Industrie, des bezirks- und kreisgelei
teten Bauwesens, des Handels und der Versorgung, des ört
lich geleiteten Verkehrswesens und der Versorgungswirt
schaft. Zugleich besteht die Aufgabe darin, durch günstige 
territoriale Reproduktionsbedingungen die Entwicklung der 
Kombinate und Betriebe im jeweiligen Verantwortungsbe
reich zu unterstützen.

Die Meisterung beider Aufgaben erfordert überall ein 
> wohldurchdachtes Konzept, wie die zehn Punkte unserer 

Wirtschaftsstrategie entsprechend den jeweiligen örtlichen 
Bedingungen in jedem Kreis verwirklicht werden können. 
Das schließt für die örtlichen Staatsorgane die Verpflichtung 
ein, die Produktion und Anwendung der Mikroelektronik, 
der modernen Rechentechnik, der Biotechnologie oder die 
Schaffung und effektive Nutzung flexibler Automatisierungs
abschnitte zu fördern.

Unbestritten ist, daß Leistungswachstum in der Produk
tion auch höchste Verantwortung für den allseitigen Schutz 
der durch den Fleiß des Volkes geschaffenen Werte einschließt. 
Jeder Unfall, jede Havarie, jeder Brand und jede andere 
Störung bringen Verluste unseres Volks Vermögens. Das An
wachsen der produktiven Fonds, die Einführung modernster 
wissenschaftlich-technischer Ergebnisse erfordern in allen 
volkswirtschaftlichen Bereichen höchste Ordnung und Sicher
heit.

Die vom Kreis Annaberg ausgehenden Erfahrungen leh
ren, daß dabei eine neue Qualität des einheitlichen und kom
plexen Wirkens der Staatsorgane, der Betriebe und Genos
senschaften, der Massenorganisationen und aller gesellschaft
lichen Kräfte notwendig ist. Diese Erkenntnisse noch bewuß
ter zu nutzen ist eine gemeinsame Aufgabe für die Abge
ordneten der Volksvertretungen, die ständigen Kommissio
nen und die örtlichen Räte sowie die Justiz- und Sicherheits- 
organe.

Die zentrale staatliche Leitung und Planung zielt dar
auf, ein hohes Wirtschaftswachstum auf dem Wege der um

fassenden Intensivierung zu erreichen und die zunehmenden 
Verflechtungen unserer hochentwickelten Volkswirtschaft im
mer besser zu beherrschen, indem wir die Bilanzierung ver
vollkommnen.

Für die Beziehungen zwischen Zweigen und Territorien 
gilt, daß nur höhere Ergebnisse aus der Nutzung aller quali
tativen Faktoren der Leistungssteigerung entsprechend den 
10 Punkten unserer ökonomischen Strategie die entscheiden
den Voraussetzungen bringen, um gesamtvolkswirtschaftli
che und territoriale Erfordernisse und Möglichkeiten noch 
besser in Übereinstimmung zu bringen.

Heute ist erkennbarer denn je, wie sehr das weitere dy
namische Voranschreiten unserer Volkswirtschaft sowie die 
Entwicklung der Arbeite- und Lebensbedingungen im Ter
ritorium von einer effektiv organisierten sozialistischen Ge
meinschaftsarbeit der örtlichen Organe der Staatsmacht mit 
den Kombinaten, Betrieben und Genossenschaften grundle
gend beeinflußt wird. Diese Gemeinschaftsarbeit kann sich 
zielgerichtet nur auf der Grundlage von konkreten Kommu
nal-, Wirtschafts- und Organisationsverträgen vollziehen.

Die Praxis bestätigt die Orientierung des XI. Parteitages, 
daß die umfassende Nutzung der territorialen Rationalisie
rung ein Hauptweg ist, um die gesamtstaatlichen und kom
munalpolitischen Aufgaben durch die örtlichen Organe zu 
erfüllen.

Der XI. Parteitag verwies darauf, daß die Behandlung 
des Haushalts in den Kommunen, Kreisen und Bezirken so
wie in der Volkskammer einen größeren Platz einnehmen 
wird.

Die stärkere Einbeziehung der Erfahrungen der Abge
ordneten bei der Behandlung der Haushalte wird helfen, noch 
mehr Leistungs- und Effektivitätsreserven im Territorium 
zu erschließen. Immerhin sollen in diesem Jahr 62 Prozent 
des «Volumens der örtlichen Haushalte aus eigenen Einnah
men gesichert werden. Fast die Hälfte davon ist aus den Er
gebnissen der örtlich geleiteten volkseigenen Kombinate und 
Betriebe zu realisieren.

Bedeutende Mittel und damit eine große Verantwortung 
sind den örtlichen Organen mit der Bildung der Volksver
treterfonds für die Entwicklung einer lebensverbundenen 
sozialistischen Kommunalpolitik übergeben worden. Auch 
sie gilt es noch zielgerichteter für Maßnahmen der territo
rialen Rationalisierung und zur Verbesserung von Wohn-, 
Arbeite- und Lebensbedingungen der Bürger einzusetzen. Das 
setzt eine neue Qualität in der Arbeit der Abteilungen Fi
nanzen in den örtlichen Räten voraus.

Die Entwicklung der Dörfer als Zentren der landwirt
schaftlichen Produktion und des bäuerlichen Lebens bleibt 
ein Schwerpunkt der komplexen staatlichen Leitungstätig
keit der Kreistage und ihrer Räte. Nach dem XI. Parteitag 
sind die Prozesse durch den Rat des Kreises so zu leiten, daß 
alle am landwirtschaftlichen Reproduktionsprozeß im Kreis 
beteiligten Genossenschaften, Betriebe und Einrichtungen 
planmäßig Zusammenwirken können. Gleichzeitig ist die Zu
sammenarbeit der örtlichen Staatsorgane, der gesellschaft
lichen Organisationen, vor allem auch der VdgB und des 
VKSK, sowie der Betriebe in den Dörfern so zu organisie
ren, daß die Intensivierung der Produktion und die kom
munalpolitischen Aufgaben als Ganzes gelöst werden. In 
der Einheit von Agrar- und Kommunalpolitik liegt die si
chere Perspektive des Dorfes.

Die Entwicklung und Festigung der politisch-sozialen Ge
meinschaft im Dorf ist das gemeinsame Anliegen der Grund
organisationen der SED, der befreundeten Parteien, der Orts
organisationen der VdgB und aller gesellschaftlichen Kräfte. 
Zusammen mit den Volksvertretungen und Bürgermeistern, 
einschließlich der 3 850 ehrenamtlichen stellvertretenden Bür
germeister in den Ortsteilen, wirken sie zusammen mit den 
Bürgern und im Interesse der Bürger für ein Ziel: ein pro
duktives und schönes Dorf, in dem sich alle Bewohner wohl
fühlen.

Durch gezielte politische, kadermäßige und materielle Un
terstützung der Räte der Städte und Gemeinden sowie der 
Bürgermeister ist die Entwicklung im Dorf umfassend zu 
fördern. Bewährt hat sich die im Gesetz über die örtlichen 
Volksvertretungen erweiterte Verantwortung der staatli-


